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Liebe Leserinnen und Leser, 
die Europäische Union (EU) ist seit langem Ziel von Migrant(inn)en 
aus aller Welt. Seien es Arbeitsmigrant(inn)en, beispielsweise aus der 
Türkei, Student(inn)en aus Russland oder Menschen, die ihre Hei-
mat auf der Flucht vor Krieg oder Verfolgung verlassen. Im Fokus der 
öffentlichen Wahrnehmung stehen vor allem Schutzbedürftige: Im 
September 2015 ging das Bild von Alan Kurdin um die Welt. Ein drei-
jähriger syrischer Junge auf dem Weg zum rettenden, europäischen 
Ufer – im Mittelmeer ertrunken. Für einen Moment war Mitgefühl 
für das Schicksal der Flüchtenden spürbar. 

Zweieinhalb Jahre später scheint dieses Mitgefühl erloschen zu 
sein, obwohl sich die Fakten kaum geändert haben. Nur ein kleiner 

Teil der weltweit rund 65 Millionen Flüchtlinge findet in der EU 
Schutz. Dennoch nutzen Populisten in ganz Europa die Gunst der 
Stunde, um Ängste vor dem „Fremden“ zu schüren. Diesen Strömun-
gen stellt sich der Deutsche Caritasverband klar entgegen.

Die von Papst Franziskus kritisierte „Globalisierung der Gleich-
gültigkeit“ lässt viele in der EU und in Deutschland übersehen, dass 
die Flüchtlingszahlen in der EU sinken, aber die EU dabei eindimen-
sional auf Sicherung der europäischen Außengrenzen, Vorverlage-
rung des Grenzregimes, Externalisierung des Flüchtlingsschutzes 
und Abschiebung setzt. 

Menschen auf der Flucht vegetieren auf den griechischen Inseln, 
ohne dass es ein Vor oder Zurück für sie gibt. Es ist sicherlich gut, 

Wohin steuert die europäische Migrationspolitik?
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wenn weniger Menschen im Mittelmeer ertrinken. Wenn das jedoch 
bedeutet, dass diese „Geretteten“ in Libyen eingekerkert und zur Pro-
stitution oder Sklaverei gezwungen werden, macht sich die EU mit-
schuldig, wenn sie die libysche Küstenwache ausrüstet und ausbildet. 

Die Caritas kann hier nicht wegsehen. Sie setzt sich für einen 
humanen Umgang mit Menschen während der Flucht, für die Über-
nahme von Verantwortung aller Mitgliedstaaten der EU für Flücht-
linge ein. Das bedeutet unter anderem legale Zugangswege von 
Flüchtlingen in die EU und ein Konzept für die Aufnahme von 
Schutzbedürftigen. Mitgliedstaaten dürfen sich nicht wegducken 
oder Flüchtlinge durchwinken, um sie nicht selbst aufnehmen zu 
müssen. Es muss vielmehr ein gemeinsamer Nenner für das grundle-
gende Fundament der Europäischen Union – die Solidarität – gesucht 
werden, auch wenn dies im Moment schwerfällt. 

Derzeit steht eine Reform des Gemeinsamen Europäischen Asyl-
systems auf der Agenda, bei der kein Stein auf dem anderen bleiben 
soll. Angesichts der mangelnden innereuropäischen Solidarität ist 
noch nicht absehbar, ob diese Reform gelingen wird, oder ob Abschot-
tung das einzig verbindende Element der EU ist.

Nach Auffassung der Caritas kann das gemeinsame Asylsystem 
nur funktionieren, wenn die Anerkennungsverfahren angeglichen 
werden und die Anerkennungschancen unabhängig vom aufneh-
menden Mitgliedstaat sind. 

In Betracht gezogen werden sollte vor diesem Hintergrund auch, 
dass sich willige Mitgliedstaaten zusammenschließen und zunächst 
allein Schutzbedürftige aufnehmen. Die bislang unwilligen Mitglied-
staaten müssten dann mittelfristig in kleinen Schritten überzeugt 
werden. Dies könnte in den östlichen EU-Staaten über kleine Re settle-

mentquoten gelingen, um so auf 
kommunaler Ebene aufzuzeigen, 
dass Flüchtlinge auch eine Berei-
cherung darstellen können. 

Die gemeinsame Migrationspo-
litik der EU ist schon wesentlich 
weiter fortgeschritten, als in der 
Öffentlichkeit wahrgenommen 
wird. Zum Familiennachzug oder 
zu den Rechten von Migrant(in- 
n)en gibt es Vorgaben der EU. Die 
Blue Card, die als Konkurrenz zur 
US-amerikanischen Greencard im 
„Kampf um die besten Köpfe“ geschaffen wurde, hat es zu einer 
gewissen Bekanntheit gebracht. Die Migration von Arbeitskräften 
orientiert sich vor allem an den Arbeitsmärkten in den EU-Mitglied-
staaten. 

Da diese sehr unterschiedlich sind, gibt es hier noch keine volle 
Vergemeinschaftung und soll es aus Sicht des Deutschen 
 Caritasverbandes auch nicht geben. Aber auch wenn in der EU-Migra-
tionspolitik die Interessen der Mitgliedstaaten zulässigerweise eine 
größere Rolle spielen dürfen als bei der Flüchtlingsaufnahme, sind 
auch hier die Interessen der Migrant(inn)en, ihrer Angehörigen und 
der Herkunftsstaaten zu wahren. Der Deutsche Caritasverband for-
dert schon länger, die Möglichkeiten für legale Migration in die EU 
auszuweiten und dabei nicht nur Fachkräfte zu bedenken. 

 Ihr Bernward Ostrop

Bernward Ostrop
Referent im Büro Berlin/Brüssel 
des DCV 
E-Mail: bernward.ostrop@ 
caritas.de

Übersicht: EU-Asyl und Migrationspolitik

Immer in Bewegung
Wer EU-Migrationspolitik1 hört, denkt häufig an Asyl- und Flücht-
lingspolitik. Tatsächlich ist die Migrationspolitik der Europäischen 
Union (EU) viel umfassender. Dazu gehören etwa die Visumspolitik 
oder Formen der regulären Zuwanderung wie Arbeitsmigration oder 
Familienzusammenführung. Es lohnt daher ein Blick darauf, was die 
EU in diesem Bereich tun kann und darf – und womit sie sich zurzeit 
beschäftigt. 

Durch den Vertrag über die Arbeitsweise der EU (AEUV) hat die 
Union die Zuständigkeit für das Politikfeld „Grenzkontrollen, Asyl 
und Einwanderung“. Sie hat die Aufgabe, „eine gemeinsame Einwan-
derungspolitik zu entwickeln“ (Art. 79 AEUV). Dies versucht sie 
unter anderem mit ihrem 2011 formulierten Gesamtansatz für Migra-
tion und Mobilität (GAMM)2 umzusetzen. Der GAMM besteht dabei 
aus vier Säulen:

1.  Organisation und Erleichterung der legalen Migration;
2.  Verhinderung und Eindämmung der irregulären Migration und 

des Menschenhandels;
3.  Förderung des internationalen Schutzes und der externen Dimen-

sion der Asylpolitik;
4.  Maximierung der Auswirkungen von Migration auf die Entwick-

lung.
Der GAMM soll dabei die Menschenrechte von Migrant(inn)en 
berücksichtigen.

Reguläre Migration
Im Bereich der regulären Migration hat die EU die Kompetenz, die 
Einreise- und Aufenthaltsvoraussetzungen für langfristige Aufent-
halte von Nicht-EU-Bürger(inne)n (sogenannten Drittstaatsangehö-
rigen) festzulegen. Hier war sie sehr aktiv:

a) Mit der sogenannten REST-Richtlinie hat sie die Rahmenbe-
dingungen für Aufenthalte zu Forschungs- oder Studienzwecken, 
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Praktika, Teilnahme an Freiwilligendiensten, Schüleraustauschpro-
grammen oder Bildungsvorhaben und Au-pair-Aufenthalten festge-
legt. Sie wurde zuletzt 2016 überarbeitet, um den anschließenden 
Zugang zum Arbeitsmarkt und die Mobilitätsmöglichkeiten inner-
halb der EU zu verbessern.

b) Mit diversen Richtlinien regelt die EU verschiedene Aspekte 
der Arbeitsmigration. Mit der derzeit in Überarbeitung befindlichen 
„Blaue Karte“-Richtlinie gibt es Regelungen für hochqualifizierte 
Arbeitskräfte aus Drittländern. Die sogenannte Rahmenrichtlinie 
Beschäftigung sieht Regeln für die Erteilung einer kombinierten Auf-
enthalts- und Arbeitserlaubnis und ein weitgehendes Recht auf 
Gleichbehandlung vor. In einer weiteren Richtlinie wird der unter-
nehmensinterne Transfer von Manager(inne)n, Spezialist(inn)en 
und Praktikant(inn)en für einen Einsatz innerhalb der EU geregelt. 
Die Rechte von Saisonarbeiter(inne)n werden ebenfalls in einem 
eigenen Regelwerk geschützt. 

c) Weitere Richtlinien regeln die Voraussetzungen für die Fami-
lienzusammenführung mit bereits in der EU lebenden Drittstaatsan-
gehörigen und legen fest, nach welchen Bedingungen Nicht-EU-Bür-
ger(innen) ein Daueraufenthaltsrecht erhalten können und welche 
Rechte damit einhergehen.

Voraussetzung für eine reguläre Migration in die EU ist häufig der 
Besitz eines Visums. Hier kommt die europäische Visumspolitik ins 
Spiel, die einheitliche Kriterien der Antragstellung, Prüfung und Ent-
scheidung über ein Visum vorgibt. Kurzfristige Visa bis drei Monate 
und der dreimonatige visumsfreie Aufenthalt unterliegen dabei aus-
schließlich EU-Regeln, längerfristige Aufenthalte nationalem Recht – 
wobei dies wiederum durch die genannten EU-Richtlinien geprägt 
ist. Bei der Einreise von Drittstaatsangehörigen erkennen die EU-Mit-
gliedstaaten deren Visa gegenseitig an, kurze Aufenthalte sind im 
gesamten Unionsgebiet erlaubt. 

Irreguläre Migration und Menschenhandel
Die EU versucht die irreguläre Migration auf verschiedene Weise zu 
bekämpfen. So hat sie zur Eindämmung der Schleuserkriminalität die 
Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten 
Aufenthalt nach einheitlichen Regeln strafbar gemacht. Im Bereich 
des Menschenhandels hat sie Regeln zur Prävention, Strafverfolgung 
und zum Opferschutz sowie der internationalen Zusammenarbeit 
erlassen.

Die Rückführungsrichtlinie enthält gemeinsame Normen und 
Verfahren für die Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehö-
riger. Sie wurden 2015 und 2017 durch EU-Aktionspläne zur Rück-
führung beziehungsweise Rückkehrpolitik ergänzt. Eine weitere 
Richtlinie legt Sanktionen und Maßnahmen fest, die die Mitgliedstaa-
ten gegen Arbeitgeber(innen) illegal aufhältiger Drittstaatsangehöri-
ger verhängen beziehungsweise treffen können. Die EU verhandelt 
und schließt mit Herkunfts- und Transitländern Rückübernahmeab-
kommen über die Rückführung illegal Eingewanderter, zudem sind 

Vereinbarungen zur Migrationskontrolle und Rücknahmepflichten 
auch teilweise in Entwicklungs- und Handelsabkommen der EU mit 
Drittstaaten enthalten.

Internationaler Schutz und Asylpolitik
Mit der EU-Asylpolitik soll Menschen Schutz gewährt werden, denen 
in ihren Herkunftsländern politische Verfolgung oder Gefahr für 
Leib und Leben droht (Umsetzung der Genfer Flüchtlingskonven-
tion). Die EU legt hier nicht nur Mindestnormen fest, sondern soll 
ein gemeinsames System mit einheitlichen Verfahren und einem ein-
heitlichen Status für Schutzberechtigte schaffen (Art. 78 AEUV). Das 
bereits seit längerem existierende Gemeinsame Europäische Asylsys-
tem (GEAS) besteht aus folgenden Aspekten:
◆ Mindestnormen für die Rechte von anerkannten Flüchtlingen und 

subsidiär Geschützten;
◆ gemeinsame Standards zu sozialen Aufnahme-, Unterbringungs- 

und Versorgungsbedingungen für Schutzsuchende;
◆ Standardisierung bei der Durchführung von Asylverfahren;
◆ Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der 

für die Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz (Asyl-
antrag) zuständig ist (Dublin-Verordnung).

Die Harmonisierung hat aber noch Defizite. So gibt es beispielsweise 
in den einzelnen Mitgliedstaaten große Unterschiede bei den Schutz-
quoten. Auch werden die Unterbringungs- und Verfahrensstandards 
in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten unterschiedlich – teilweise 
mangelhaft – umgesetzt. Dies führt zum Phänomen der Binnenwan-
derung: Betroffene gehen dorthin, wo sie sich bessere Standards 
erhoffen. Daher wird das GEAS seit 2016 überarbeitet. Schon seit 
2015 gibt es zusätzlich einen Vorschlag für eine EU-Liste sicherer 
Herkunftsländer, der schnellere Verfahren bei Schutzsuchenden aus 
bestimmten Herkunftsländern ermöglichen soll.
Weitere Vorschläge sehen eine EU-Asylagentur vor, die EU-weit eine 
einheitliche Beurteilung von Asylanträgen und eine engere praktische 
Zusammenarbeit ermöglichen soll. Bereits geschaffen wurde eine 
Europäische Grenz- und Küstenwache zum Schutz der EU-Außen-
grenzen, welche die nationalen Grenzschutzbeamten unterstützen 
soll. Weit fortgeschritten ist auch der Gesetzgebungsprozess zum 
sogenannten EU-Neuansiedlungsrahmen: Darüber sollen in Zukunft 
– über Kontingente der Mitgliedstaaten – Personen, die internatio-
nalen Schutz benötigen, sicher und legal in die EU gelangen.
 Stephan Schwerdtfeger

Juristischer Referent, DCV, EU-Vertretung Brüssel
Dr. Elke Tießler-Marenda

Referentin Migration und Integration beim DCV, Freiburg

Anmerkungen

1. Die Mobilität der EU-Bürger(innen) innerhalb der EU ist ein eigenes  
Politikfeld und wird hier nicht behandelt.
2. KOM/2011/0743 endgültig.
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Erzwungene Migration

Politisches Vabanquespiel der EU auf   
Kosten schutzbedürftiger Personen?
Wenn in Europa über Flüchtlinge und erzwungene Migration gespro-
chen wird, dann konzentrieren sich die Diskussionen meist auf 
 nationale Maßnahmen (wie die Aussetzung des Familiennachzugs 
für subsidiär schutzberechtigte Personen, die Benennung sicherer 
Herkunftsländer oder angebliche oder tatsächliche Sicherheitslücken 
im Asylsystem) oder Einreiseverhinderungsmaßnahmen (wie ver-
stärkte Grenzkontrollen an Binnen- und Außengrenzen oder die 
Zusammenarbeit mit Drittstaaten wie der Türkei bei der Migrations-
steuerung). Weniger prominent und aufgrund der aufgeheizten 
natio nalen Debatten in vielen europäischen Ländern fast unbemerkt, 
ist auf Ebene der EU ein rechtlicher Prozess in Gang gekommen, der 
die Möglichkeiten, in Europa Zugang zu Schutz zu erhalten, nachhal-
tig verändern könnte. Der nachfolgende Artikel konzentriert sich 
daher auf die genuin europäischen Dimensionen dieser Prozesse.

Das Gemeinsame Europäische Asylsystem (GEAS) ist als europä-
ische Antwort auf die Fluchtbewegungen während der Kriege im aus-
einanderbrechenden Jugoslawien entstanden. Es besteht aus vier 
Hauptelementen: dem Zuständigkeitsbestimmungssystem („Dub-
lin-System“), den Aufnahmestandards während des Asylverfahrens 
(Aufnahmerichtlinie), den Regeln für das Verfahren (Asylverfah-
rensrichtlinie) sowie aus den Standards für Schutzgewährung und 
den daran anschließenden Status (Qualifikationsrichtlinie). Zur Ver-
besserung der praktischen Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten wur-
de 2010 die auf Malta angesiedelte Asylunterstützungsagentur EASO 
gegründet. Nicht zum GEAS gehören Fragen der Grenzkontrollen 
(Schengener Grenzkodex und Regeln zur Europäischen Grenz- und 

Küstenwache Frontex), Fragen der Visaregelungen sowie Rückkehr- 
und Rückführungsfragen. Diese Regeln haben in der EU einen brei-
teren Anwendungsbereich für die gesamte Migration.

Im Mai und im Juli 2016 legte die EU-Kommission Vorschläge zu 
Neufassungen aller einschlägigen Rechtsakte des GEAS vor. Die 
 vorgeschlagenen Neufassungen beinhalten eine Reform des Dub-
lin-Systems und der Aufnahmerichtlinie. Daneben sollen zur stärke-
ren Vereinheitlichung die Asylverfahrensrichtlinie und die Qualifi-
kationsrichtlinie in direkt anwendbare Verordnungen umgewandelt 
werden. Des Weiteren schlug die EU-Kommission vor, EASO zu 
einer EU-Agentur für Asylfragen auszubauen und einen gemeinsa-
men Rahmen für Neuansiedlungen („Resettlement“) von schutzbe-
rechtigten Personen zu schaffen. 

Dieser gesetzgeberische Eifer wurde ausgelöst durch die (fälschli-
cherweise) sogenannte „Flüchtlingskrise“ ab dem zweiten Halbjahr 
2015. Aus dem Narrativ der „Krise“ und des „Krisenmanagements“ 
wurde ein dringender Reformbedarf abgeleitet, der sich in den Neu-
vorschlägen spiegelt. Flankiert wurden die Vorschläge durch prakti-
sche Maßnahmen und Arrangements, die vor allem darauf zielten, 
irreguläre Migration zu kontrollieren und abzuwehren. Die Schaf-
fung sogenannter Hotspots in Griechenland und Italien und viele 
unilaterale (meist rechtswidrige) Grenzschließungen an den Binnen-
grenzen sowie die Verstärkung der Kontrollen an den Außengrenzen 
gehören zu diesen Maßnahmen. 

Die Zahl der ankommenden Personen zu reduzieren wurde zur 
Leitlinie vieler Ansätze, auch in der Kooperation mit Drittstaaten, 
namentlich bei der Kooperation mit der Türkei, die mit dem „EU-Tür-
kei-Deal“ formalisiert wurde und die Partnerschaftsprogramme der 
EU und einzelner Mitgliedstaaten mit Herkunfts- und Transitländern 
(wie das „Memorandum of Understanding“ zwischen Italien und 
Libyen vom Februar 2017 oder die Migrationspartnerschaften mit 
verschiedenen Ländern) intensiviert. Nur wenige dieser Maßnahmen 
halten bisher menschenrechtlichen Standards stand. Das dem GEAS 
zugrundeliegende „Recht auf Asyl“ – verstanden als Recht auf Zugang 
zu einem fairen und effizienten Asylverfahren – ist vielfach gefährdet. 

Ein ähnlicher Befund ergibt sich für die geplante Reform der 
Rechtsakte des GEAS. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass ledig-
lich beim Schutz von Gruppen mit besonderen Bedürfnissen in der 
Aufnahme und im Asylverfahren Schritte zur Stärkung der Rechte 
von Asylsuchenden enthalten sind. Der Großteil der Vorschläge kann 
als „Flüchtlingsabwehrprogramm“ bezeichnet werden. So sollen die 
Mitgliedstaaten zuerst prüfen, ob nicht ein Staat außerhalb des Dub-
lin-Raumes für die Aufnahme einer Person zuständig gemacht wer-
den könnte; die Verfahrensrechte von Personen aus sogenannten 
sicheren Herkunftsstaaten sollen drastisch beschnitten werden und 
die temporäre Natur des europarechtlichen internationalen Schutzes 
wird stark betont. Zudem hat der Fokus auf eine mögliche Gefähr-
dung der nationalen Sicherheit und der öffentlichen Ordnung in allen 
Rechtsakten stark zugenommen. Europa als rettendes Ufer? Bild Fotolia/CiudadColon
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Eine dauerhafte Integration ist letztlich nur noch für Resettle-
ment-Flüchtlinge vorgesehen, während der Status aller anderen Per-
sonen regelmäßig überprüft werden soll, um ihn gegebenenfalls zu 
entziehen. Im gesamten Paket werden Asylsuchende und schutzbe-
rechtigte Personen im Wesentlichen als Problem dargestellt. Beson-
ders deutlich wird dies beim hochumstrittenen Dublin-Reformvor-
schlag. Im Kern schlägt die EU-Kommission eine langfristige 
Zuweisung der Schutzsuchenden und Schutzberechtigten in den 
Ankunftsstaat vor, die bei Nichtbeachtung (also Weiterreise) seitens 
der Asylsuchenden unter anderem mit Leistungsentzug bestraft wird. 
Es würde – noch stärker als bisher – bereits im Dublin-Verfahren 
nicht nur über die Zuständigkeit für Asylverfahren, sondern faktisch 
über Lebenschancen und die Möglichkeit, sich als schutzberechtigte 
Person ein neues Leben aufzubauen, entschieden werden. 

Im Lichte der zurückgehenden Zahlen und des innereuropäischen 
Streits um die „richtigen“ Wege bei der Flüchtlingspolitik ist es frag-
lich, wann beziehungsweise ob der inzwischen deutlich verlangsam-
te Gesetzgebungsprozess zur Reform des GEAS abgeschlossen wer-
den kann. 

Aufgrund der innerstaatlichen Diskussionen ist es aktuell unwahr-
scheinlich, dass eine umfassende europäische Lösung erreicht wird, 
weil dadurch die Handlungsspielräume der Mitgliedstaaten stark ein-
geschränkt würden. Der innereuropäische Konflikt um den Umgang 
mit Flüchtlingen wird durch die langwierigen Diskussionen weiter 
befördert und vertieft. Die vorherrschende Abwehr- und Miss-
brauchsrhetorik der Reformvorschläge und der weiteren Maßnah-
men schädigt die Glaubwürdigkeit der EU nicht nur gegenüber den 
betroffenen Personen, sondern generell weltweit in der Politik. 

Administrativ organisierte Abwehr, Externalisierung und Renati-
onalisierung der Asylpolitik sind nicht nur für schutzbedürftige Per-
sonen gefährlich, sondern auch ein politisches Vabanquespiel. In 
einer Zeit, in der ohnehin schon über 85 Prozent der Flüchtlinge welt-
weit nicht in industrialisierten Ländern Schutz finden, sind diese Poli-
tikansätze dazu geeignet, die Glaubwürdigkeit der EU insgesamt 
nachhaltig zu schädigen. 

Dr. Constantin Hruschka

Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Max-Planck-Institut für Sozialrecht und 
Sozialpolitik, München

Praxis

Wie viel „Europa“ gehört in  
die Arbeitsmigration?
Lange Zeit konnte man sich die europäische Migrationspolitik wie 
einen Trichter vorstellen: Während die Bereiche Flucht und Asyl spä-
testens seit der Verabschiedung eines umfangreichen Richtlinien- 
und Verordnungspakets im Jahr 2013 als nahezu vollständig europä-
isiert anzusehen sind und auch der Bereich der Familienmigration 
etwa durch die Familiennachzugsrichtlinie (RL 2003/86/EG) sowie 

primärrechtliche Garantien für Angehörige von Unionsbürgern stark 
europarechtlich überformt ist, blieb die Arbeitsmigrationspolitik lan-
ge Zeit von europäischen Vorgaben weitgehend „clean“. Dies hat sich 
erst 2009 nachhaltig geändert, denn in diesem Jahr wurde die land-
läufig als Blue-Card-Richtlinie bekannte „Richtlinie über die Bedin-
gungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehöri-
gen zur Ausübung einer hochqualifizierten Beschäftigung“ (RL 
2009/50/EG) verabschiedet. 

Mittlerweile hat sich der europarechtliche Rahmen weiter ver-
dichtet, im Bereich der Arbeitsmigration gibt es inzwischen fünf 
europäische Richtlinien: Neben der Blue-Card-Richtlinie sind dies 
die Richtlinien zu Saisonarbeitnehmern (RL 2014/36/EU), unterneh-
mensintern entsandten Arbeitnehmern (RL 2014/66/EU), Forschen-
den und Studierenden (RL 2016/801/EU) sowie eine Rahmenricht-
linie (RL 2011/98/EU), die unter anderem Antragsverfahren 
vereinheitlicht. Im Vergleich zu den Bereichen Flucht und Asyl sowie 
Familie besteht im Bereich der Erwerbsmigration zwar immer noch 
am meisten Spielraum für die Nationalstaaten, der Trichter ist aber 
mittlerweile zu einer Art schräger Röhre geworden. 

Die politische Frage nach dem „Wie viel Europa?“ ist damit aller-
dings nicht beantwortet, sie stellt sich derzeit vor allem mit Blick auf 
die allgemein als Personen mit einem akademischen Abschluss defi-
nierten Gruppe der Hochqualifizierten. Auf europäischer Ebene dis-
kutiert wird derzeit die Reform der Richtlinie zur Blauen Karte. Die 
Kommission spricht sich – wenig überraschend – für eine weitere 
Europäisierung in diesem Bereich aus und hat einen überaus ambitio-
nierten Reformvorschlag (COM(2016) 378) vorgelegt. Vorgesehen 
im Richtlinienentwurf ist ein Passus, der die Mitgliedstaaten ver-
pflichten würde, Personen, die in den Anwendungsbereich der neu-
en Richtlinie fallen, eine Blue Card zu erteilen. Nationale Aufenthalts-
titel wären für diese Gruppe dann nicht mehr möglich. In 
Kombina tion mit der ebenfalls im Richtlinienentwurf vorgesehenen 
deutlichen Erweiterung des Anwendungsbereichs der Blue Card 
(etwa durch die Reduktion der Gehaltsgrenzen, die Einführung 
gehaltsspezifischer Sonderregelungen beispielsweise für Berufsanfän-
ger oder die Beschränkung der Vorrangprüfung auf wirtschaftliche 
Ausnahme situationen) würde dieser Vorschlag nichts weniger als 
eine Voll europäisierung der Erwerbsmigrationspolitik für diese 
Gruppe bedeuten. 

Die mit der Etablierung der Blauen Karte verbundene Grundidee 
ist dabei unmittelbar einleuchtend. Wenn das vor immensen demo-
grafischen Transformationsprozessen stehende und entsprechend 
auf Einwanderung aus Drittstaaten angewiesene Europa als attrakti-
ve Destination für international begehrte Fachkräfte mit „Einwande-
rungsgiganten“ wie den USA, Kanada oder Australien wettbewerbs-
fähig sein will, reicht es kaum aus, potenzielle Einwanderer in Länder 
der EU auf mehr als zwei Dutzend verschiedene nationale Einwande-
rungsregime zu verweisen. Ein europaweit gemeinsames Rahmen-
werk für die Einwanderung von Arbeitskräften aus Drittstaaten ist 

PRAXIS
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also eine notwendige (wenn auch nicht hinreichende) Vorausset-
zung, um im vielbeschworenen Wettbewerb um die besten Köpfe 
gegenüber Ländern nicht noch weiter zurückzufallen, die schon allein 
aufgrund der Tatsache einen Wettbewerbsvorteil aufweisen, dass 
dort mit Englisch die meistgesprochene Sprache der Welt als Ver-
kehrssprache etabliert ist und zudem die Steuerlast für gut verdienen-
de Arbeitskräfte in der Regel geringer ist. 

Ferner ist auch die Ernüchterung der Europäischen Kommission 
und des Europäischen Parlamentes über die bisherigen Ergebnisse 
der Blauen Karte angesichts einer als „Politik der kalten Schulter“ zu 
bezeichnenden Praxis einiger Mitgliedstaaten verständlich: Viele 
Staaten hatten die Richtlinie zwar pflichtschuldig umgesetzt, aller-
dings gegenüber rein  nationalstaatlichen Aufenthaltstiteln im Bereich 
der Erwerbsmigration oftmals nach- oder gar untergeordnet. Neben 
Deutschland hat bislang lediglich in Luxemburg die Blaue Karte als 
Aufenthaltstitel eine wichtige Rolle eingenommen.

Einer Volleuropäisierung der Arbeitsmigration, wenn auch 
beschränkt auf das Segment der Hochqualifizierten, ist aber dennoch 
eher mit Skepsis zu begegnen. Zum einen ist die EU als Einwande-
rungskontinent wirtschaftlich weiterhin äußerst heterogen. Mitglied-
staaten mit Vollbeschäftigung und hochtechnisierten Arbeitsmärk-
ten stehen Staaten gegenüber, für die weniger die Bekämpfung von 
Arbeitskräfteengpässen als vielmehr die Reduktion von Arbeitslosig-
keit im Zentrum steht und die daher auf absehbare Zeit kaum eine 
Notwendigkeit verspüren dürften, sich aktiv um Arbeitskräfte aus 
Drittstaaten zu bemühen. Zudem gehört gerade das Politikfeld der 
Migrationspolitik – wie die chronische Uneinigkeit hinsichtlich einer 
innereuropäischen Verteilung von Flüchtlingen in regelmäßigen 
Abständen allzu deutlich macht – derzeit zu den zentralen Trennli-
nien innerhalb der EU. Man mag entsprechend auch daran zweifeln, 
ob eine sich an migrationspolitischen Fragen zunehmend entzweien-
de EU den Bereich einer Europäisierung der Arbeitsmigrationspoli-
tik angesichts zahlreicher anderer ungelöster Aufgaben derzeit über-
haupt forcieren sollte.

Zu bevorzugen wäre entsprechend eine weitere Vertiefung der 
europäischen Integration mit Augenmaß, die auf dem bisher erreich-
ten rechtlichen Rahmen aufbaut und diesen punktuell verstärkt, ohne 
allerdings eine Strategie einer „Europäisierung mit der Brechstange“ 
(so der Sachverständigenrat (SVR) in einer Pressemitteilung zum 
Vorschlag einer Reform der Richtlinie zur Blauen Karte) zu verfol-
gen. Vorstellbar wären dabei zwei unterschiedliche Wege: Entweder 
eine Variante einer deutlichen Ausweitung des personellen Anwen-
dungsbereichs, ohne allerdings für diese dann deutlich gewachsene 
Gruppe der Blaue-Karte-Berechtigten nationale Aufenthaltstitel 
kategorisch auszuschließen. Als Alternative käme die Möglichkeit 
infrage, für eine klar definierte und dabei eher kleine Gruppe von 
besonders hochqualifizierten Fachkräften (mit entsprechend hohen 
Gehältern) eine Erteilung der Blauen Karte verpflichtend zu machen, 
außerhalb dieser Spezialgruppe aber auch mitgliedstaatliche Verfah-

ren zuzulassen. Beide Varianten würden den bislang bestehenden 
europäischen Rahmen im Bereich der Arbeitsmigration stärken und 
ausbauen, ohne dabei allerdings die Mitgliedstaaten zu reinen Aus-
führungsorganen europäischer Vorgaben zu degradieren. 

Dr. Holger Kolb

Leiter des Arbeitsbereichs Jahresgutachten beim Sachverständigenrat  
deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR)

Hoffnung für Hoffnungslose
Im Sommer 2016 startete das Rechtsberatungsprojekt „European 
Lawyers in Lesvos“ der europäischen Anwaltskammern und des 
Deutschen Anwaltvereins mit dem Ziel, die auf Lesbos ankommen-
den Schutzsuchenden über ihre Rechte zu informieren. Seither sind 
stets drei bis sechs Anwältinnen und Anwälte aus fast allen Mitglied-
staaten der EU auf Lesbos und beraten Schutzsuchende im Lager 
„Moria“. Die Verhältnisse in diesem Lager konnte ich bei meinem 
Einsatz im Herbst 2016 erleben.

Lesbos: Europa, und doch weit entfernt
Neun Millionen Olivenbäume schmücken Lesbos, eine nur wenige 
Kilometer vor dem türkischen Festland gelegene griechische Insel mit 
etwa 90.000 Einwohnern. Auf ihr: das Lager „Moria“, das Menetekel 
einer europäischen Asylpolitik, die den geflohenen, schutzsuchenden 
Menschen aus dem Blick verloren hat und ihn nur noch als lästig, 
Gefahr oder lästige Gefahr wahrnimmt. 

Was verbirgt sich hinter den stacheldrahtbesetzten 
Zäunen von Moria?
Desillusionierung, Verzweiflung, Hoffnungs- und Perspektivlosig-
keit. Das sind die bleibenden Eindrücke für Besucher der Bewohner 
des Lagers „Moria“. Ein ehemaliges Militärlager, geplant für 3500 
Flüchtlinge. Zeitweilig lebten dort 6000. Die Neuankömmlinge in 
leicht entflammbaren Campingzelten, die kaum Schutz vor Kälte 
oder Hitze bieten. Geschweige denn Privatsphäre, denn zu teilen 
haben sich ein solches Zelt drei oder vier einander bis dahin Unbe-
kannte. Und das nicht nur für ein paar laue Sommernächte, sondern 
über Monate, und auch im Winter. 

Systemische Defizite
Eine kleine Insel am östlichsten Rand des griechischen Staatsgebiets 
ist geradezu zwangsläufig überfordert mit der Bearbeitung von Asyl-
verfahren Tausender Schutzsuchender aus den verschiedensten 
Regio nen dieser Welt. Für die Augen eines deutschen Migrationsan-
walts besonders erschreckend waren die zahlreichen systemischen 
Mängel des „Asylverfahrens“ in Moria:
◆ Ankommenden Schutzsuchenden werden Fingerabdrücke abge-

nommen. Oft ohne ausreichende Belehrung in einer für sie ver-
ständlichen Sprache, mithin unter Verstoß gegen europäisches 
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Recht. Verantwortlich hierfür: Frontex, die Europäische Grenz-
schutzagentur. 

◆ Belehrung über ihre Rechte und Pflichten als Schutzsuchende? 
Fehlanzeige! Zum Teil warten Bewohner von Moria monatelang 
und in täglich zunehmender Perspektivlosigkeit auf für sie ver-
ständliche Informationen zum griechischen Asylverfahren und 
einem etwaigen Anspruch auf Weiterwanderung. Ein klarer Ver-
stoß gegen europäisches Recht, namentlich die Verfahrens- und 
Aufnahmerichtlinie. 

◆ Untersuchungen, die auch dazu dienen sollten, verletzliche, trau-
matisierte oder aus sonstigen Gründen besonders schutzbedürftige 
Personen zu identifizieren, konnten dies nicht leisten. Dafür hätte 
man sich mit den Untersuchten unterhalten müssen. Die notwen-
digen Dolmetscher standen aber kaum zur Verfügung.

◆ Einen Termin zur Aufnahme der Asylgründe zu bekommen glich 
einem Glücksspiel. Kein Lagerinsasse wusste, welche Flüchtlings-
gruppen zum Interview geladen werden. Verantwortlich hierfür: 
EASO, das „European Asylum Support Office“. 

◆ Besonders eklatant war das Versagen des Systems mit Blick auf 
Minderjährige. Artikel 3 der Kinderrechtskonvention scheint in 
Europa vergessen. Andernfalls ist nicht erklärlich, weshalb Kinder 
inhaftiert werden, weshalb unbegleiteten Minderjährigen kein Ver-
treter beigeordnet wird und weshalb sie keine Gelegenheit erhalten, 
zur Schule zu gehen. Zwar gibt es auf Moria glücklicherweise viele 
Freiwillige, die sich um die Kinder im Lager kümmern, zum Bei-
spiel mit ihnen spielen. Aber selbstredend nur einfachste Spiele, da 
eine Verständigung meist nur ansatzweise möglich ist. Eine kind-
gerechte Beschulung ist angesichts der Größe der Insel und der 
Vielzahl der Kinder unterschiedlichster Nationen auch künftig 
nicht zu erwarten. 

Diese Mängel waren vorhersehbar und sind systemisch: Geplant, 
wenn auch nicht von Griechenland, waren sogenannte „Hotspots“, 
von denen aus neu einreisende Schutzsuchende innerhalb Europas 
verteilt werden. Dafür mag jeder Ort in Europa genügen, auch eine 
Insel mit neun Millionen Olivenbäumen und 90.000 Einwohnern. 
Wer aber ein komplexes Asylsystem auf einer solchen Insel zu eta-
blieren trachtet, nimmt entsprechende Defizite zumindest billigend 
in Kauf. 

Wer trägt die Verantwortung für „Moria“?
Wer die griechische Regierung als Verantwortlichen ausmacht, liegt 
nicht ganz richtig. Deren Versagen im Asyl-Bereich ist seit Jahrzehn-
ten bekannt und nicht verwunderlich, stellt das Land, das in Hunder-
te Inseln zersplittert ist und wirtschaftlich nicht gerade prosperiert, 
doch – zusammen mit Italien – für die meisten in Europa Schutzsu-
chenden das Eintrittstor dar. Die Gleichzeitigkeit von hohen Flücht-
lingszahlen und geringer Wirtschaftskraft ist jedenfalls eine gute 
Grundlage für schlechte Asylverfahren. Erhöhen sich in einer solch 
prekären Lage die Flüchtlingszahlen, kann dies keine positiven Aus-

wirkungen auf die Qualität der Verfahren haben. Gleichwohl hat die 
EU gerade in Griechenland und Italien Hotspots errichtet, also genau 
in den Ländern, in denen die Asylsysteme aufgrund der hohen Flücht-
lingszahlen bereits 2014 massive Defizite aufwiesen. 

Dieser Fehler sollte jeden verantwortlichen Politiker oder Kom-
missionsmitarbeiter motivieren, ein System zu entwickeln, das nicht 
über die Schutzsuchenden hinweggeht. Aber was den Schutzsuchen-
den auf Lesbos widerfährt, erreicht leider selten das Bewusstsein der-
jenigen, die für ihre Situation verantwortlich sind. 

Lohnt ein Rechtsberatungsprojekt unter solchen 
Umständen?
In mehrfacher Hinsicht ist die Frage nach der Sinnhaftigkeit eines 
Rechtsberatungsprojekts wie „European Lawyers in Lesvos“ zu beja-
hen. Zum einen kann mit jeder einzelnen Beratung Hoffnung vermit-
telt werden: auf einen Fortgang des Asylverfahrens, eine Entlassung 
aus dem Lager oder den Familiennachzug im Rahmen des Dub-
lin-Verfahrens. Und natürlich ist es von erheblichem Nutzen, vor 
einer Anhörung zu den eigenen Asylgründen zu wissen, was Gegen-
stand der Befragung ist. Schließlich vergisst man umso leichter, 
Wesentliches zu erzählen, je weniger klar ist, worauf es ankommt. 
Auch für die Ratgeber lohnt der Aufenthalt, macht es doch langfris-
tig Eindruck, zu erleben, wie Schutzsuchende zermürbt werden. Das 
motiviert für die Arbeit gegen ein solches System, das ja auch in 
Deutschland (Bamberg und Manching lassen grüßen) nicht unbe-
kannt ist. Und das aktive Engagement gegen diese Entwicklung erfor-
dert gerade heutzutage besondere Motivation.

Was wird aus Moria? 
Zum geplanten Hotspot wird Moria sicher nicht mehr. Eine Vertei-
lung der Schutzsuchenden innerhalb Europas ist selbst mittelbar 
nicht zu erwarten. Folglich bleibt Moria ein Lager, in dem Schutzsu-
chende ihr Asylverfahren betreiben müssen, mit allen Defiziten, die 
aufgrund der örtlichen und baulichen Situation zu konstatieren und 
wohl unabänderlich sind. Nichts, das einem fairen europäischen 
Asylverfahren entspricht, das Mindeststandards kennt und achtet. 
Und insoweit ein Synonym der Schande für jeden hierfür Verant-
wortlichen.

Thomas Oberhäuser

Rechtsanwalt und Vorsitzender des Geschäftsführenden Ausschusses der 
ARGE Migrationsrecht im Deutschen Anwaltverein (DAV)

Literaturtipp: Fluchtpunkte intern

Familiennachzug zu Flüchtlingen – eine 
 Beratungshilfe
Berater(innen), die mit Fragen der Familienzusammenführung 
befasst sind, erhalten mit dieser Arbeitshilfe konkrete und praktische 
Tipps und Handlungsvorschläge für ihre Arbeit. Diese Ausgabe der 
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Wird in Medien, in Gesprä-
chen unter Fachleuten, mit 
Politikern oder mit Bekann-
ten das Thema Migration 
und Asyl besprochen, ist 

meistens nur ein kleiner Ausschnitt der Realität – und dieser oft 
verzerrt – Bestandteil der Diskussion. Im Rausch der Informa-
tionen und Meinungen können wir ganz unbewusst dem negati-
ven Diskurs, der mehr und mehr dem Begriff Migration anhaftet, 
zum Opfer fallen. Dabei wird oft das eigentliche Thema, das Zen-
trale, ausgeblendet: der Mensch, die konkreten Menschen, ihre 
Bedürfnisse und Geschichten.
Wir müssen uns selbst die Zeit zum Nachdenken geben, um Per-
spektiven zu gewinnen. Hierzu sollten wir zwei komplementäre 
Ansätze verfolgen: Wege begleiten und Werte mit gutem Leben 
füllen.
Machen wir uns den Wegverlauf der Menschen bewusst: Warum 
machen sich Millionen Menschen weltweit auf den Weg? Was ist 
Hunger, Krieg, Gewalt, Perspektivlosigkeit? Warum gibt es das? 
Können die Ursachen der Migration kurz- oder gar mittelfristig 
beseitigt werden? Welchen Wegen folgen diese Menschen? 
Wohin treibt es sie? Zu 99 Prozent in Städte und Nachbarländer. 
Was erfahren Menschen auf ihrem Weg? Angst, Leid, Gewalt bis 
hin zur Sklaverei, Tod … Wie werden Menschen auf ihrem Weg 
behandelt, an Grenzen und in den Durchreiseländern? 

Was treibt sie dennoch auf den Weg? Und wenn sie dann irgend-
wo ankommen, wie werden sie behandelt? Welche Geschichten 
bringen sie mit, welche Hoffnungen? Auf welche Geschichten, 
Ängste und Hoffnungen treffen sie in der Ankunftsgesellschaft? 
Was hat das alles mit uns in Europa und mit der EU-Politik zu 
tun? Es ist außerordentlich wichtig, Menschen auf diesen Wegen 
zu begleiten und diese Wege zu erzählen und sie in die Gesell-
schaft und Politik zu bringen. Wir müssen Migration, die ver-
dinglicht und mit negativen Gefühlen besetzt wird, wieder ver-
menschlichen.
Als Christen und Bürger der EU sprechen wir oft von Werten. 
Doch welche Werte sind das und welches Leben geben wir ihnen 
im konkreten Umgang mit Menschen? Der Wert Solidarität zum 
Beispiel wird heute in der EU bis ins Monströse verunstaltet, 
wenn er auf die Zusammenarbeit in der europäischen Verteidi-
gungs- und Grenzpolitik hinweist, um „Zuwanderungsströme“ 
(angsteinflößende Verdinglichung von Menschen) einzudäm-
men. Wo bleibt der konkrete Mensch? Der ist vergessen.
In der Caritas, europa- und weltweit, sehen und begleiten wir die 
konkreten Menschen und füllen Werte mit gutem Leben: in unse-
ren Dienstleistungen und Projekten, unseren Untersuchungen 
und in der anwaltschaftlichen Arbeit. Doch auch für uns ist es 
nötig, hin und wieder neue Perspektiven zu gewinnen, um nicht 
nur unser Berufsumfeld, sondern unsere Gesellschaft mit 
Mit-Menschlichkeit zu füllen. Jorge Nuño Mayer

NACHGEDACHT

Europa, vergiss den Menschen nicht!Jorge Nuño 
 Mayer
Generalsekretär von 
Caritas Europa 
E-Mail: jnunomayer 
@caritas.eu

Fluchtpunkte beschreibt den Aufbau des Aufenthaltsgesetzes mit 
Blick auf den Familiennachzug und gibt Hinweise und Empfehlun-
gen für die Beratungspraxis. Enthalten ist auch ein Kapitel zu den 
Grenzen der Beratungstätigkeit für Sozialarbeiter(innen). Im Anhang 
sind Musterschreiben für die Beratungspraxis sowie Verweise auf 
wichtige Dokumente und weiterführende Literatur zu finden. Die 
Reihe „Fluchtpunkte“ dient der Darstellung der Positionen des Deut-

schen Caritasverbandes im 
Bereich Flucht, Asyl und 
humanitärer Aufenthalt. 
Die Beratungshilfe kann 
unter dem Link www.caritas.
de/fluchtpunkte herunterge-
laden werden.


